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Einleitung 
Bis zum Jahre 1938 galt in Cuba das noch während der Zugehörigkeit 

der Insel zu Spanien durch königlich spanisches Dekret vom 23. Mai 1879 
in Kraft gesetzte spanische Strafgesetzbuch vom 17. Juni 1870. Dieses 
Gesetz stellte nur eine Neufassung des bereits im Jahre 1850 einmal ge-
änderten spanischen Strafgesetzbuches von 1848 dar, das seinerseits auf 
den Napoleonischen Codex von 1819 und den französischen Code pénal 
von 1810 zurückging. Es handelte sich also um ein in vieler Hinsicht ver-
altetes Gesetz, das den um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert aus 
Europa nach Iberoamerika einströmenden vielfältigen dogmatischen und 
kriminalpolitischen Reformideen — trotz lebhafter Novellengesetzgebung, 
die nach Erlangung der Unabhängigkeit vom spanischen Mutterland ein-
setzte, — nicht mehr angepaßt werden konnte. 

Diese neuen Lehren — die Anthropologie Lombrosos, die soziologische 
Strafrechtsdoktrin Enrico Ferris und Garófalos, die kriminalpolitische 
Richtung eines Adolphe Prins und Franz von Liszt, die kühnen Entwürfe 
eines Carl Stooss, der Pragmatismus Saldañas und die Normentheorie 
Bindings — beschäftigten indessen die für Strafrechtsprobleme von jeher 
besonders aufgeschlossenen lateinamerikanischen Kriminalisten, nicht zu-
letzt diejenigen Cubas, welche durch die lange koloniale Abhängigkeit 
der Insel von Spanien einen womöglich noch innigeren Kontakt mit den 
europäischen Geistesströmungen hatten, aufs lebhafteste1). 

So konnte es nicht ausbleiben, daß schon bald nach der Jahrhundert-
wende amtliche und nichtamtliche Versuche unternommen wurden, den 
antiquierten código penal von 1879 durch ein dem Zeitgeist besser ent-
sprechendes Strafgesetz zu ersetzen. 

Nach einem wenig originalen und bald in Vergessenheit geratenen 
ersten Entwurf aus dem Jahre 1903 gewann der mit dem Namen des 
Habaneser Strafrechtslehrers Gonzalez Lanúza verbundene, in den Jahren 
1908—1910 entstandene Entwurf größere Bedeutung. Der souveräne Ken-
ner lateinamerikanischer Strafrechtsentwicklung Luis Jiménez de Asúa?) 
zählt ihn zu den Vorläufern des geltenden código de defensa social3). 
Der Entwurf lehnt sich aufgrund einer etwas einseitigen Animosität sei-
nes Autors gegenüber allem, was mit Spanien zusammenhing, — dessen 
Joch man gerade abgeschüttelt hatte! —, an das damals geltende ita-
lienische Strafgesetzbuch von 1889, den códice Zanardelli, an. Seine 
„Modernität" ist daher begrenzt. Er steht noch ganz auf dem Boden des 
klassischen Vergeltungsstrafrechts. Sichernde Maßregeln sieht der Ent-
wurf — wenn man von dem schon im damals geltenden cubanischen 

' ) Ü b e r d e n E i n f l u ß e u r o p ä i s c h e r S t r a f r e c h t s t h e o r i e n a u f d i e l a t e i n a m e r i k a n i s c h e 
L e h r e u n d S t r a f g e s e t z g e b u n g vg l . e i n g e h e n d m e i n e n „ G e f ä h r l i c h k e i t s b e g r i f f 
u n d s i c h e r n d e M a ß r e g e l n i m i b e r o a m e r i k a n i s c h e n S t r a f r e c h t " , B o n n 1951 S. 31 S. 

' ) Vgl . ü b e r i h n d i e o b e n A n m . 1 g e n a n n t e S c h r i f t S. 60 fE s o w i e m e i n e R e z e n s i o n 
Z S t W B d . 66 (1954) S. 297 f f . , B d . 69 (1957) S. 178 f f . 

s) T r a t a d o d e d e r e c h o p e n a l , t o m o I, B u e n o s A i r e s 1950, S. 1018. 
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código penal vorgesehenen „manicomio" (Irrenanstalt) oder „asilo" (Asyl) 
fü r Geisteskranke absieht — nicht vor. 

Erst nach dem ersten Weltkrieg erhielt die zeitweise eingeschlafene 
Reformbewegung wieder Auftr ieb — vor allem im Zusammenhang mit 
der in den romanischen Ländern stark beachteten Spätblüte des italieni-
schen Positivismus, der „scuola positiva", die unter der Federführung Ferris 
den berühmten Entwurf fü r den Allgemeinen Teil eines italienischen 
Strafgesetzbuches, den „Progetto 1921", hervorbrachte4). 

Dieser Progetto 1921 inspirierte in Cuba Moisés Vieites und Fernando 
Ortiz in den Jahren 1922, 1926 und 1928 zu kühnen Entwürfen, die immer 
Marksteine innerhalb der Entwicklung der „scuola positiva" sein wer-
den, wegen ihrer doktrinären Überspitzung und technischen Mängel aber 
keine Aussicht auf Verwirklichung durch den cubanischen Gesetzgeber 
hatten. Ich habe die Entwürfe Ortiz und Vieites an anderer Stelle5) ein-
gehend behandelt. Einige Hinweise auf ihre Besonderheiten mögen daher 
hier genügen: 

Die beiden Entwürfe des Kriminalisten Vieites zu einem „Codex zum 
Schutz der Gesellschaft" („Codigo Protector de la sociedad") — von denen 
der zweite zunächst in französischer Übersetzung veröffentlicht wurde6) 
— wandten den positivistischen Grundsatz von der Gefährlichkeit des 
Täters als einzigem Anknüpfungspunkt fü r strafrechtliche Reaktionen so 
kompromißlos an, daß sie auf tatbezogene Strafdrohungen überhaupt 
verzichteten. Die Verbotsnormen und der Katalog der Sanktionsarten 
stehen unverbunden nebeneinander. Vom Richter wird erwartet, daß er 
bei Straffälligkeit oder „praedeliktualer" Gefährlichkeit eines Indi-
viduums diejenige der im Gesetz bezeichneten Maßregeln verhängt, die 
den persönlichen Umständen des Betreffenden, seiner spezifischen Be-
handlungsbedürftigkeit, am besten Rechnung trägt. Die Entwürfe von 
Vieites fallen ferner dadurch aus dem Rahmen überkommener St raf -
gesetzgebung, daß sie keinen Allgemeinen Teil aufweisen. Die üblicher-
weise sonst dort zusammengefaßten allgemeinen Lehren und Begriffs-
bestimmungen finden sich — ähnlich wie in den Halsgerichtsordnungen 
des deutschen Mittelalters! — verstreut bei den einzelnen Straf ta tbestän-
den. — Die Entwürfe von Moisés Vieites sind seinerzeit in der inter-
nationalen Strafrechtsliteratur sehr unterschiedlich bewertet worden. 
Während der Italiener Tancredo Gatti der fortschrittlichen Originalität 
des Entwurfes 1928 Anerkennung zollte7), bezeichnete Jiménez de Asúa 
beide Entwürfe als dilettantische „Mißgeburten" („engendros")8). Immer-
hin haben sie sicherlich dazu beigetragen, das jetzt geltende „Gesetzbuch 
der sozialen Verteidigung" mit positivistischem Gedankengut anzu-
reichern. 

Auch der Entwurf Ortiz aus dem Jahre 1926 war der Lehre der „scuola 
positiva" verpflichtet9). Ebenso wie der italienische „Progetto 1921" be-
stand er nur aus einem Allgemeinen Teil von 351 (!) mehrfach unter-

*) Näheres in meinem „Gefährlichkeitsbegriff usw" a. a. O. S. 46 ff mit weiteren 
Nachweisen. 

') „Gefährlichkeitsbegriff usw." a. a. O. S. 142—148. 
•) Vieites, Projet de Code Pénal, Ubersetzt von Whitmarsh, Paris 1928. 
') Vgl. den Aufsatz „II nuovo progetto di codice penale cubano" in La Giustizia 

Penale Jgg. 1929 fasciculo 10. 
8) Tratado de Derecho Penai, Tomo I, S. 1009. 
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teilten Artikeln. Schon diese Weitschweifigkeit empfahl ihn nicht als 
Modell für eine Strafrechtsreform. Auch dieser Entwurf kennt vorbeu-
gende Maßnahmen gegen „praedeliktuale" Gefährlichkeit, wie sie später 
in das jetzt geltende Gesetz Eingang fanden. Auch geht er von der für 
das cubanische Strafrecht typischen Strafbarkeit juristischer Per-
sonen aus. 

Die folgenden Jahre 1929—1931 waren mit parlamentarischen Debatten 
über die verschiedenen Entwürfe ausgefüllt. Im Jahre 1930 veröffent-
lichte Francisco Fernandez Pia, Mitglied der Gesetzgebungskommission, den 
Gegenentwurf eines Strafgesetzbuches, der, obwohl konservativer als die 
vorangegangenen Entwürfe, doch die soziale Gefährlichkeit als Element 
der Strafzumessung und Geltungsgrund der sichernden Maßregeln her-
vorhob. Juristische Personen sollten nach diesem „Anteproyecto" nicht 
mehr bestraft werden können. 

Schließlich übertrug der cubanische Justizminister im Jahre 1931 dem 
damaligen Staatsanwalt und späteren Richter am Obersten Gerichtshof 
Diego Vicente Tejera die Ausarbeitung eines neuen Strafgesetzentwurfes, 
welcher der Gesetzgebungskommission als Beratungsgrundlage dienen 
sollte. Dieser Auftrag verlor jedoch bald darauf infolge der politischen 
Wirren, die über Cuba hereinbrachen, seine amtliche Legitimation. Ende 
1934 legte stattdessen der Präsident des im Verlauf der Umwälzungen 
neu geschaffenen Staatsrates, Federico Laredo Brú, der Regierung eine 
„Ley de Bases"10), einen Grundgesetzentwurf, vor, der die Richtlinien 
für eine künftige Strafrechtsreform enthielt. Dieser Entwurf wurde der 
Vorsitzenden einer neu gegründeten Strafrechtskommission Candita 
Gómez Calas vorgelegt, die ihrerseits eine neue Ley de Bases entwarf. 
Dieses Grundgesetz wurde Arbeitsgrundlage der Kommission, die für 
jedes der 4 Bücher, in die das neue Strafgesetz unterteilt werden sollte, 
Referenten mit der Ausarbeitung betraute. Auch Tejera wurde zum Re-
ferenten bestellt. Er hatte, obwohl sein Auftrag aus dem Jahre 1931 durch 
den politischen Umsturz im Grunde gegenstandslos geworden war, 
gleichwohl in mehrjähriger privater Arbeit den Entwurf eines „Codigo 
de Represión Criminal" von insgesamt 469 Artikeln fertiggestellt, den 
er jetzt der Kommission zur Annahme empfahl11). Dieser Entwurf war 
fraglos in technischer und systematischer Hinsicht der reifste und aus-
gewogenste aller bisherigen Entwürfe. Er war auch keineswegs so kon-
servativ, wie der Titel vermuten läßt, bekannte sich vielmehr zu einem 
zweispurigen System von Strafen und sichernden Maßregeln, das moder-
nen kriminalpolitischen Forderungen und kriminologischen Erkenntnis-
sen weitgehend entsprach. 

Gleichwohl wurde der Entwurf Tejera von den Mitgliedern der Kom-
mission verworfen. Tejera zog sich daraufhin aus der Kommission zu-
rück und veröffentlichte seinen Entwurf als Privatarbeit im Jahre 193612). 

•) Eine italienische Übersetzung erschien in der Zeitschrift „Seuola positiva" 1926 
S. 397 ff. Vgl. f e rner die Besprechung von Ferri ebenda Jhrgg. 1927 S. 382 ff . 

») „Bases" sind nach Gattl a. a. O. S. 55 nach iberoamerikanischem Sprachgebrauch 
in ein System gebrachte Grundsätze, die als Richtlinien f ü r ein neu zu be-
schließendes Gesetz gedacht sind. Die „Ley de Bases" stellt die Delegation an 
die Gesetzgebungskommission dar, welche die darin enthaltenen Grundsätze zu 
beachten hat. 

") Über diesen Entwurf vgl. meinen „Gefährlichkeitsbegriff usw." S. 148 ff. 
") Erschienen im Verlag Jesus Montero, La Habana. 
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Schon vor Ausscheiden Tejeras aus der Strafrechtskommission hatte 
diese die „Ley de Bases" in der von Candita Gómez Calás ausgearbei-
teten Fassung öffentlich zur Diskussion gestellt. Zahlreiche Gelehrte und 
Praktiker des Strafrechts nahmen in der Folgezeit in Gutachten und 
Denkschriften kritisch dazu Stellung. Erst im Jahre 1935 stellte die Kom-
mission daraufhin den endgültigen Gesetzesentwurf fertig. Ungeachtet 
der oben mitgeteilten Unterteilung der Kommission in 4 Abteilungen 
kann vornehmlich José Augustin Martínez das Verdienst für sich in An-
spruch nehmen, den Büchern I, II und IV des Gesetzes die definitive 
Fassung verliehen zu haben. Für das die Übertretungen regelnde Buch III 
zeichnete Armando M. Raggi verantwortlich. 

Am 4. April 1936 wurde der Entwurf vom Ministerrat gebilligt und 
wenige Tage später, am 11. April 1936, in der Gaceta Oficial veröffent-
licht. Überraschenderweise wurde das Inkrafttreten des Gesetzbuches 
dann aber doch wieder suspendiert. Ein Gesetz vom 7. Oktober 1936 be-
stimmte, daß der Código erst nach Ablauf von 2 weiteren Jahren anzu-
wenden sei. So ist er erst seit dem 9. Oktober 1938 geltendes Recht. 

* 

Zugleich mit dem Código de Defensa Social wurde ein Vollzugsgesetz, 
das der bekannte cubanische Kriminologe Israel Castellanos redigiert 
hatte, verkündet13). Auch dieses Gesetz, das später durch eine Ausfüh-
rungsverordnung („Reglamento") vom 7. Oktober 1938 erläutert wurde, 
ist zunächst für 2 Jahre suspendiert worden und dann gemeinsam mit 
dem Código in Kraft getreten. 

Nach diesem Gesetz obliegt einem „Obersten Rat der Sozialen Ver-
teidigung" die Aufsicht über den Vollzug der Freiheitsstrafen und der 
mit Freiheitsentzug verbundenen sichernden Maßregeln. Dieser Rat setzt 
sich aus neun planmäßigen und einer Anzahl Honorar-Mitgliedern zu-
sammen. Erstere werden vom Präsidenten der Republik ernannt. Zu 
ihnen zählen die Inhaber der Lehrstühle für Strafrecht, juristische 
Anthropologie, gerichtliche Medizin, Psychiatrie und Erziehungswissen-
schaft an der Universität Habana, je ein Beamter der Staatsanwaltschaft 
und der rechtsprechenden Gewalt, der Direktor des Zentralinstituts fü r 
Strafvollzugsanthropologie und der Generalinspektor des Gefängnis-
wesens. Honorarmitglieder sind stets: ein Vertreter der Akademie der 
Wissenschaften, ein Mitglied der „ökonomischen Gesellschaft der Freunde 
des Landes", ein Mitglied der Rechtsanwaltskammer von Habana, der 
Leiter der Abteilung Wohlfahrt des Wohlfahrts- und Gesundheitsmini-
steriums, ein Vertreter der zivilen Wohlfahrtsorganisation, ein Mitglied 
der Strafvollzugsabteilung des Roten Kreuzes, je ein Mitglied des „Ly-
ceum Femenino" von Habana, der Gesellschaft der „Damas Isabelinas" 
und der Liga „Protección Penal". — Die mitgeteilte Zusammensetzung 
des obersten Strafvollzugsorgans, bei dem alle bedeutsamen Zuständig-
keiten im Bereich des Vollzugswesens liegen, zeugt nicht nur von dem 
Bestreben, die Probleme des Strafvollzugs von einem unabhängigen Gre-
mium auf wissenschaftlicher Grundlage lösen zu lassen, sondern auch 
von dem lebhaften, weitverzweigten und vielfach institutionell veranker-
ten Interesse der Cubaner für Fragen des Strafrechts und des Strafvoll-
zugs. — Das Vollzugsgesetz regelt im übrigen die kriminalanthropolo-

") Näheres über dieses Gesetz in meinem „Gefährlichkeitsbegriff usw." S. 171 ff. 
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gische Untersuchung und Klassifizierung der Gefangenen, die Organisa-
tion der Strafanstalten, den in 4 Stufen gegliederten Progressiwollzug 
und das Institut der bedingten Entlassung, deren Überwachung einem 
weiteren Gremium, den „Officiales de Prueba", anvertraut ist, welche 
etwa die Funktion unserer Bewährungshelfer ausüben. 

* 

Von den Gesetzen, welche den Codigo de defensa social in materiell-
rechtlicher Hinsicht ergänzen, bedarf die Cubanische Verfassung aus dem 
Jahre 1940 besonderer Erwähnung. Es dürfte nicht viel Verfassungs-
gesetze geben, die ebensoviel strafrechtlich relevante Normen enthalten 
wie das cubanische. Außer der auch sonst anzutreffenden Habeas-corpus-
Garantie und dem Grundsatz „nullum crimen, nulla poena sine lege" 
finden wir in ihr, ähnlich wie im Grundgesetz der Deutschen Bundes-
republik, eine Bestimmung, nach der die Todesstrafe grundsätzlich ab-
geschafft ist (Art. 25), allerdings nicht ohne Einschränkung: Mitglieder 
der bewaffneten Streitkräfte fallen bei militärischen Delikten ebenso-
wenig unter die Abolitionsnorm wie „Personen, die während eines 
Krieges mit einem ausländischen Staat des Landesverrates oder der 
Spionage zugunsten des Feindes schuldig sind." Andere Artikel bestim-
men, daß solche Strafgesetze rückwirkende Kraft haben, die den Täter 
günstiger stellen (Art. 21); daß die Vermögenseinziehung verboten ist 
(Art. 24); daß keinem Cubaner die Staatsangehörigkeit aberkannt werden 
darf (Art. 30); daß politischen Verbrechern Asyl zu gewähren ist (Art. 31); 
daß jede Handlung strafbar ist, durch die ein Cubaner behindert wird, 
am politischen Leben der Nation teilzunehmen (Art. 31) ; daß ein an-
gemessener Widerstand bei Verletzung der in der Verfassung gewähr-
leisteten Individualrechte nicht rechtswidrig ist (Art. 40); daß jede Art 
Zwang strafbar ist, der darauf abzielt, einen Bürger anläßlich einer 
Wahl zu nötigen, seinen Willen in einer bestimmten Weise kundzutun, 
in einem bestimmten Sinne abzustimmen oder sich einer bestimmten 
politischen Gruppe anzuschließen (Art. 101). Artikel 127 garantiert die 
parlamentarische Unverletzlichkeit und Immunität. Artikel 145 erläutert 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Präsidenten der Republik. 
Art. 191 schreibt die Einrichtung von Jugendgerichten vor u. a. m. 

* 

Das Gesetzbuch der Sozialen Verteidigung, — das umfangreichste Straf-
gesetzbuch Lateinamerikas und sicherlich eines der dickleibigsten über-
haupt! — entlehnt seine Gliederung zu einem nicht unbeträchtlichen Teil 
dem spanischen codigo penal von 1928, dem es auch viele Bestimmungen 
des Besonderen Teiles entnommen hat. Als Modell dienten ferner der 
schon erwähnte Entwurf Lanúza, der die cubanische Tradition der Straf-
drohungen gegenüber juristischen Personen begründete, und die italie-
nischen Strafgesetzbücher von 1889 (códice Zanardelli) und 1930 (códice 
Bocco). 

Obwohl die betont avantgardistische Bezeichnung vermuten läßt, daß 
es sich hier um eine besonders folgerichtige Verwirklichung positivisti-
schen Gedankengutes im Sinne Enrico Ferris handele, zeigt sich bei nähe-
rem Zusehen, daß der Codigo de Defensa Social keineswegs ein beson-
ders revolutionäres Gesetz ist, daß er vielmehr, ungeachtet einiger kühner 
und nicht immer glücklicher Gedanken, letzten Endes den zweispurigen 
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Strafgesetzen zuzurechnen ist, die nach dem 1. Weltkrieg allenthalben 
entstanden. Diego Vicente Tejera, der nach der Ablehnung seines eige-
nen Entwurfes in anerkennenswerter Selbstverleugnung mit der Her-
ausgabe des bedeutendsten Kommentars zum Código de Defensa Social 
begann14), bekennt freimütig15): „...wenn wir, nachdem jahrelang 
schmerzlicherweise jenes überalterte Strafgesetz bei uns gegolten hatte, 
ein Gesetz erlassen hätten, das auf den Überspitzungen der uns umgeben-
den Theorien gegründet gewesen wäre, so würden wir damit eine der-
artige Erschütterung unseres Gesellschaftsgefüges hervorgerufen haben, 
daß mehr Schaden als Nutzen gestiftet worden wäre. Diese Zurückhal-
tung gebietende Erwägung veranlaßte uns, ein Gesetzbuch des Über-
gangs zu schaffen; das heißt: ein in jeder Hinsicht eklektisches Gesetz, 
weder der kriminalpolitischen Richtung voll zugehörig, noch positivi-
stisch, auch nicht dazu angetan, die klassische Strafrechtslehre zu ver-
neinen, vielmehr bestrebt, keinen allzu brüsken, allzu unvermittelten 
Wechsel der Rechtsordnung und nicht mehr Umwälzungen herbeizufüh-
ren, als erforderlich erschien. Unser Gesetzbuch der Sozialen Verteidi-
gung ist somit eine Zusammenfassung alles Gangbaren und Nützlichen, 
das die modernen Strafrechtsschulen hervorgebracht haben, in Einklang 
gebracht mit den Erfordernissen unseres Vaterlandes . . . " 

Zu dem gleichen Ergebnis — das übrigens im Widerspruch zu den vom 
Geist der „scuola positiva" geprägten Amtlichen Motiven, der „Relación 
sobre el proyecto preliminar del libro I" und dem „Informe", der der 
Gesetzgebungskommission gegebenen Erläuterung, steht16) — gelangt 
auch ein so unvoreingenommener, erfahrener Kritiker wie Luis Jiménez 
de Asúa. Er schreibt17): „ . . . Was die allgemeine Orientierung, den Wech-
sel in der Benennung des Gesetzbuches und die Ersetzung des Ausdruckes 
,Strafe' durch ,Sanktion' betrifft, so möchte die Erläuterung (,Informe'), 
die dem I. Buch beigegeben ist, glauben machen, daß es sich um ein ein-
deutig positivistisches Werk handle. Dort wird gesagt, daß das ,Gesetz 
als integrierende Grundsätze das Prinzip der sozialen Verteidigung und 
der gesetzlichen Verantwortung anerkenne', und kurz zuvor wird ver-
sichert, daß ,die Gefährlichkeit des Individuums, offen gelegt durch 

" ) Tejera y Garcia, Comentarios al Código de Defensa Social, Bd. I bis VI (La 
Habana 1944—1948). Nach dem frühen Tode Tejeras hat der Richter beim Tribu-
nal Supremo Evilio Tabio die Kommentierung fortgesetzt. Das Gesamtwerk 
umfaßt 14 Bände. 

ls) Comentarios al Código de Defensa Social, Tomo I, Parte General, S. 8 f. 
'•) In der „Relación"" (abgedruckt bei Menéndez, Código de Defensa Social, La 

Habana 1952, S. 15 ff) heißt es u.a.: 
„Es handelt sich nicht mehr um ein ,Straf'-Gesetzbuch, verfaßt, um den Ver-
brecher zu strafen, indem ihm ein Leiden auferlegt wird (malum pasionis 
quod inflingitur ab malum actionis). Das neue Gesetzbuch ist vielmehr von 
dem radikal andersartigen Grundsatz der Verteidigung der Gesellschaft gegen 
das Verbrechen bestimmt. Es handelt sich nicht um die Bestrafung des Ver-
brechers, sondern um die Verteidigung der Gesellschaft, die Neuerziehung und 
Resozialisierung des Schuldigen und die Entschädigung der Opfer des Delikts. 
Die Ubels-Strafe des primitiven Rechtes ist daher in unserm Entwurf durch 
die Behandlungs-Strafe, oder, wie man heute zutreffender sagt, die Sanktion 
ersetzt worden . . . 
Bei der Zumessung der Sanktion ist in erster Linie die zutage getretene Ge-
fährlichkeit des Täters zu berücksichtigen, d. h. sein mehr oder weniger anti-
sozialer Charakter, soweit er eine Schädigung oder eine Gefahr für die soziale 
Ordnung befürchten läßt. . ." 

" ) Tratado de Derecho Penal, Tomo I, S. 1018. 

I I Cubanisches Strafgesetzbuch 
XVII 



einige spezifische Symptome, die das Gesetz ständige Anzeichen der Ge-
fährlichkeit nennt, oder durch die begangene Straftat, das maßgebende 
Kriterium für die Zumessung der Sanktionen darstellt'. Aber schon die 
Systematik des Gesetzes beweist, daß das nicht so ist. Schon die Unter-
scheidung zwischen der eigentlichen kriminellen Verantwortlichkeit, die 
Anknüpfungspunkt der Sanktionen ist (Bücher I, II und III), und der 
Gefährlichkeit, die sichernde Maßregeln nach sich zieht (Buch IV), steht 
dem entgegen. Aber vor allem ist zu bemerken, daß das System des Ge-
setzbuches insgesamt nur auf der Grundlage der Schuldfähigkeit (,im-
putabilidad') — jenes den Positi visten so verhaßten Begriffes — funk-
tioniert. Diese erscheint nicht nur als einschränkendes Moment in den 
Artikeln 34 und 35, sondern stellt das wichtigste Kriterium für die Unter-
scheidung und Anwendung der Maßnahmen zur Bekämpfung des Ver-
brechens, der Sanktionen' einerseits, der sichernden Maßregeln anderer-
seits, dar, deren radikale Trennung jeden echten Positivisten empören 
würde. Es handelt sich folglich um ein von der kriminalpolitischen Rich-
tung inspiriertes Gesetz, und wir sagen das nicht tadelnd, sondern aus-
gesprochen lobend, da jedes moderne Strafgesetz dieser Richtung zu 
folgen haben wird . ." 

Wie kam es zu der ausgefallenen, so revolutionär anmutenden und dem 
Inhalt keinesfalls kongruenten Benennung des „Gesetzbuches der sozia-
len Verteidigung"? Tejera bemerkt in der Einleitung zu Band I seines 
Kommentars lakonisch: Dr. José Augustin Martínez schlug den Na-
men, den das Gesetz heute trägt, vor, und sein Vorschlag wurde an-
genommen; dabei stellte er nur eine Modifikation der Gedankengänge 
von Vieites d a r . . . aber der Name macht noch nicht die Sache.." 

Immerhin regte die neuartige Bezeichnung einige mexikanische Staa-
ten zur Nachahmung an. Die Strafgesetzbücher von Chihuahua, Yucatan 
und Veracruz-Llave — aber auch nur sie! — haben im Hinblick auf das 
cubanische Vorbild gleichfalls die Benennung „Código de Defensa Social" 
erhalten. 

* 

Als einer der hervorstechenden Mängel des Gesetzes ist schon die Weit-
schweifigkeit genannt worden. Sie wirkt sich sowohl im Allgemeinen 
Teil aus, wo etwa die Anzeichen geringerer oder größerer Gefährlichkeit 
in einem kaum zu überbietenden Perfektionismus aneinandergereiht 
sind, als vor allem auch im Besonderen Teil, wo sie zu so grotesken Be-
stimmungen wie dem Art. 194 führt, demzufolge Besucher von Gast-
stätten, Cafés usw. durch das Betreten dieser örtlichkeiten keinen Haus-
friedensbruch begehen! Als besonders abschreckendes Beispiel ist in 
diesem Zusammenhang auch die kasuistische Aufgliederung des Betrugs-
tatbestandes zu nennen, welche die verfehlte Kasuistik des qualifizierten 
Diebstahles im deutschen Strafgesetzbuch vergleichsweise als annehm-
bare gesetzliche Lösung erscheinen läßt. Allerdings darf zur Entlastung 
des cubanischen Gesetzgebers nicht verschwiegen werden, daß gerade 
die offenbaren technischen Mängel des Gesetzes meistens auf den als 
Modell benutzten ausländischen Vorbildern beruhen. So findet sich die 
dem Gefährlichkeitsdogma Hohn sprechende Bestimmung, daß die Min-
destdauer der Einweisung zurechnungsunfähiger Täter in psychiatrische 
Krankenanstalten nach den Strafdrohungen für die begangene Tat ab-
zustufen ist (Art. 588 Ziff. 2—5), auch im geltenden italienischen Codice 
penale von 1930 (Art. 219). In anderen Fällen sind die Mängel der Vor-
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bilder gemildert worden. So wird es dem cubanischen Richter immer noch 
leichter fallen, die Strafe anhand der enumerativ aufgeführten Gefähr-
lichkeitsmerkmale (vgl. z. B. Art. 73, 74 sowie 97) zuzumessen, als etwa 
dem spanischen Richter, dessen Gesetzbuch noch sehr viel diffizilere, 
arithmetisch ausgeklügelte Strafzumessungsregeln enthält. 

Dieser Versuch des cubanischen Gesetzgebers, die subjektiv und ob-
jektiv mildernden bzw. erschwerenden Merkmale der Sozialgefährlich-
keit und der Tatschwere möglichst erschöpfend aufzuzählen war bei der 
Buntscheckigkeit des Lebens natürlich von vornherein zum Scheitern ver-
urteilt. Anerkennung verdient bei dieser Sachlage die Aufnahme einer 
die Analogie zulassenden Generalklausel (Art. 47), die dem Richter gleich-
wohl den notwendigen Ermessensspielraum verschafft. 

Bedenklich — bei einer Betrachtungsweise, die den Rechtsstaat und 
die Rechtsicherheit als überragende Strafrechtswerte ins Auge faßt — 
erscheint die Mitbehandlung der sog. praedeliktualen Gefährlichkeit im 
Strafgesetzbuch (Art. 48 C), der mit sichernden Maßregeln begegnet wird 
(Art. 580 AI) . Diese Bestimmungen beruhen auf der im spanischen und 
iberoamerikanischen Schrifttum weiterentwickelten Lehre Enrico Ferris 
und können nur zutreffend gewürdigt werden, wenn man den übermäch-
tigen und eigenartigen Einfluß ermißt, den diese Lehre auf das latein-
amerikanische Strafrechtsdenken gehabt hat18). 

In systematischer Hinsicht vermag die Sonderbehandlung der sichern-
den Maßregeln in einem noch hinter den Übertretungsnormen rangieren-
dem IV. Buch nicht zu befriedigen. Der systematisch richtige Platz wäre 
sicherlich im I. Buch gewesen. Da die bei strafrechtlicher Verantwortlich-
keit zu verhängenden „Sanktionen" dort geregelt sind, hätten auch die 
Reaktionsmittel bei der an gleicher Stelle erläuterten sozialen Gefähr-
lichkeit, die sichernden Maßregeln, dorthin gehört. 

Das Gesetz bietet noch mancherlei Ansatzpunkte für eine negative 
Kritik. Viele Leser wird der betont autoritäre Anstrich des Gesetzbuches 
befremden. Die Voranstellung der Straftaten gegen die Sicherheit des 
Staates und die öffentliche Ordnung im Besonderen Teil und der breite 
Raum, der diesen alle nur irgend denkbaren Möglichkeiten erschöpfen-
den Zuwiderhandlungen eingeräumt wird, legen den Schluß nahe, hier 
sei der Gesetzgeber eines Obrigkeitsstaates bestrebt gewesen, jede Unbot-
mäßigkeit mit den Mitteln des Strafrechts zu ersticken. Die Neigung zur 
Kasuistik, die den cödigo insgesamt kennzeichnet, mag hier jedoch einen 
der politischen Wirklichkeit nicht entsprechenden „Etatismus" vorspiegeln. 

Schließlich ist zu bemängeln, daß die jugendstrafrechtlichen Bestim-
mungen des Codigo, der insoweit auch nicht durch ein Sondergesetz er-
gänzt wird, völlig unzureichend sind. Auf Jugendliche zwischen 12 und 
18 Jahren wird nach Art. 37 Abs. B das Erwachsenenstrafrecht an-
gewandt; nur im Vollzug wird ihnen eine Sonderbehandlung zuteil. Kin-
der unter 12 Jahren, die strafbare Handlungen begehen, werden bereits 
als sozialgefährlich angesehen und gerichtlichen Maßnahmen unter-
worfen (Art. 35 Abs.D)19)! 

Vgl. hierzu raeinen „Gefährlichkeitsbegriff usw." S. 46 ff sowie mein Gutachten 
für den 7. Internationalen Strafrechtskongreß (Athen, 1957) in Sonderheft der 
ZStW zu diesem Kongreß. 

ls) Reformversuche habe ich in meinem Beitrag „Ein neuer cubanischer Jugend-
gesetzentwurf", ZBIJugR 1952, S. 241 ff besprochen. 
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Den Mängeln des Gesetzes s tehen jedoch auch mancher le i Vorzüge ge-
genüber . Den an der Rechtsvergleichung interess ier ten Kr iminal i s ten und 
den Strafgesetzgeber , der seinen „Lösungsvorra t" f ü r mannigfache dog-
matische und kriminalpoli t ische Prob leme e rwei te rn will, fesseln zah l -
reiche in ih re r Original i tä t und legislatorischen Kühnhe i t of t ve rb lü f -
f ende Lösungsversuche, auch bei Sachgebieten, die auf den e rs ten Blick 
einer anderen gesetzlichen Regelung als der in u n s e r m Rechtskreis seit 
J ah r zeh n t en übe rkommenen k a u m zugänglich erschienen. 

Was den Allgemeinen Teil anlangt , so ist die cubanische Lösung der 
„klassischen" dogmatischen und rechtspolitischen Probleme wie die Ab-
grenzung von Tä te rschaf t u n d Te i lnahme (Art. 27, 28), von Versuch und 
Vollendung (bemerkenswer t h ier : Ar t . 26 D, 26 E, 29), von Schuldaus-
schließungs- und Recht fe r t igungsgründen (Art. 35,36), von Vorsatz und 
Fahr läss igkei t (vgl. insbesondere Art . 19, 20, 71, 72) schon deshalb von 
Interesse, weil der Gesetzgeber hier in Anbet rach t der den Cödigo al l-
gemein kennzeichnenden Ausführ l ichke i t o f t E r l äu t e rungen gibt, die m a n 
sonst n u r in Lehrbüchern und K o m m e n t a r e n anzu t r e f f en gewohnt ist. — 
Reizvoll ist es auch, den umfangre ichen Kata log der Anzeichen größerer 
oder ger ingerer Gefähr l ichkei t an den Ergebnissen neue re r k r iminolo-
gischer Forschungen, insbesondere der Prognose-Forschung, zu messen. 
Vielfach ha l t en die a u f g e f ü h r t e n Indizien einer solchen Bet rach tungs-
weise s tand. Sicherlich ist es auch nicht wert los, den Richter z. B. auf 
die schuldmodifizierenden Auswi rkungen gewisser physiologischer Z u -
s tände weiblicher Rechtsbrecher (vgl. Ar t . 37 L) hinzuweisen, die auch 
bei uns noch nicht zum richterlichen Allgemeinwissen gehören. A n -
e rkennung verdient , daß die Sozialgefährl ichkeit eines Ind iv iduums als 
„angeborene oder durch Gewohnhei t e rworbene k r a n k h a f t e Praedisposi -
t ion" zum Verbrechen definier t wi rd (Art. 48 A). Diese Formul ie rung s teht 
im Einklang mi t modernen kriminalbiologischen Erkenntn i ssen und f ü h r t 
ü b e r Lombrosos Lehre von der „Praedest inat ion", die in La te inamer ika 
noch in h o h e m Ansehen steht, wei t h inaus . Der mi t dem Gefähr l ichkei ts -
dogma konkur r i e rende Grundsatz , daß jeder Tä te r n u r nach dem Maße 
seiner eigenen Schuld zu bes t r a fen ist, w i r d in den Ar t ike ln 31—33 sowie 
35 und 37—41 — mag in der le tz tgenannten Art ikel folge auch infolge 
mehr fach un t e r l au fende r dogmatischer Feh lbewer tung durchgängig von 
der „Gefährl ichkei t" die Rede sein! — subti l und scharfsinnig ent fa l te t . 
Hervorhebung verdient , daß z. B. auch die in u n se rm Zeital ter so bedeu t -
same Massensuggest ion als mi ldernder Umstand e r w ä h n t wird . 

Hinsichtlich der Strafbarkeit juristischer Personen, die, wie e rwähnt , der in 
Cuba her rschenden S t ra f rech ts lehre seit l angem entspricht, ist der in t e r -
nat ionale Meinungss tand bekannt l ich kontrovers . F ü r den Codigo de 
Defensa Social ist sie schon deshalb nicht systemwidrig, weil die t r a g e n -
den Begr i f fe „kriminel le Verantwort l ichkei t" und „Sankt ion" die uns 
in diesem Z u s a m m e n h a n g bewegende Prob lemat ik wegen ih re r Neu -
t ra l i t ä t wei th in gegenstandslos machen oder doch verschleiern. Nicht 
ganz k la r scheint mir indessen die F rage vom Gesetzgeber bean twor t e t 
zu sein, ob jurist ische Personen Adressa ten al ler ü b e r h a u p t in Bet racht 
kommenden S t r a f n o r m e n sein können, oder ob sie n u r dor t zu r Ve r -
an twor tung gezogen werden , wo sie im Besonderen Teil ausdrücklich e r -
w ä h n t sind. 

Was das Strafensystem anbelangt , so ist — abgesehen von der f ü r ibero-
amerikanische Verhäl tn isse typischen Mannigfa l t igkei t — b e m e r k e n s -
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wer t , daß bei Ge ld s t r a f en das skandinavische Tagesbußenpr inz ip v o r -
gesehen ist (Art. 59). Auch die im Schweizer Straf recht v o r k o m -
m e n d e „Fr i edensbürgscha f t " („Kaut ion f ü r gu t e F ü h r u n g " ) f eh l t nicht 
(Art. 61). A u f e n t h a l t s v e r b o t e (Art. 62) spielen bekann t l i ch in der f r a n -
zösischen S t ra f rech tspf lege h e u t e noch eine Rolle. — F ü r den Vollzug de r 
F r e i h e i t s s t r a f e n ist auch im Código (nicht n u r in der schon a u f g e f ü h r t e n 
B e s t i m m u n g des Vollzugsgesetzes!) das S t u f e n s y s t e m vorgeschr ieben 
(Art. 84). — Im E ink lang mi t den F o r d e r u n g e n der „scuola pos i t iva" w i r d 
de r Wiedergutmachung des Schadens b re i t e r R a u m e i n g e r ä u m t (vgl. z. B. 
Ar t . 90, 110 ff., 121 ff.). I h r d ien t die E inr ich tung e iner En t schäd igungs -
kasse, der e ine besondere V e r o r d n u n g (Reglamento de la C a j a de R e s a r -
cimientos) gewidme t ist. Selbst auf d e m Gebie t der Si t t l ichkei tsdel ikte 
w i r d e ine A r t mora l i scher W i e d e r g u t m a c h u n g durch nachfo lgende H e i r a t 
a n e r k a n n t (vgl. z. B. Ar t . 503 A). 

Das Gesetz k e n n t sowohl die bedingte Verurteilung (Art. 97) wie die be-
dingte Entlassung (Art. 98). Bei e r s t e r e r f a l l en die l angen B e w ä h r u n g s -
f r i s t e n auf , w ä h r e n d es bei de r bed ing ten En t l a s sung ge rade sonde rba r 
anmute t , d a ß die B e w ä h r u n g s f r i s t die S t r a f ze i t nicht übers te igen darf 
u n d die in bed ing te r F re ihe i t ve rb rach te Zei t auch bei Wider ruf in j edem 
Fa l l auf den S t r a f r e s t anzurechnen ist. 

Die Rehabilitierung (Art. 107,108), die bei lins, wen ige r augenfäl l ig , 
durch s t ra f reg is te r l i che M a ß n a h m e n erre icht wi rd , obliegt in Cuba d e m 
Gericht . B e m e r k e n s w e r t ist, daß in Cuba die durch die Rehab i l i t i e rung 
ausgelöschte Vor s t r a f e im Fal le eines gle ichar t igen Rückfa l les — u n d n u r 
d a n n ! — w i e d e r au f l eb t . 

Die A n f ü h r u n g a l ler Stel len des Besonderen Teiles, die geeignet e r -
scheinen, dem deu t sd i en Leser In te resse abzugewinnen , w ü r d e den R a h -
m e n dieser E in le i tung sprengen . N u r s t i chwor ta r t ig — u n d auf G r u n d 
e ine r du rchaus sub jek t iven A u s w a h l ! — seien einige Hinweise gegeben: 

D e m Inse l cha rak te r Cubas t r ä g t die aus führ l i che Rege lung der S t r a f -
t a t e n gegen die F re ihe i t u n d Sicherhei t der Mee re (Art. 166 ff.), zu denen 
die in Europa nicht m e h r v o r k o m m e n d e „P i ra te r i e" zählt , Rechnung. Auch 
sonst weisen viele Bes t immungen , die sich m i t der Sch i f fahr t , der I n -
s t a n d h a l t u n g von Leuch t feue rn , der Hi l fe bei S t r a n d u n g e n usw. befassen , 
auf die in su la ren Besonderhe i t en des L a n d e s hin. — D a n e b e n w i r d auch 
der im Z u s a m m e n h a n g m i t dem F l u g v e r k e h r mögl ichen K r i m i n a l i t ä t 
große Bedeu tung beigemessen. Schon bei den Kol l i s ionsnormen des Al l -
gemeinen Teils (Art. 7) sowie bei de r A u f z ä h l u n g der Gefähr l i chke i t s -
indizien bei r e i senden Verb reche rn (Art. 41 B) is t des F lugzeugs gedacht . 
Hier — u n d bei der E r w ä h n u n g ähnl icher Mate r ien , wie der F e r n m e l d e -
technik, Publ iz i s t ik usw. — erweis t sich der Código als ein u n s e r m 
technischen Zei ta l te r a d ä q u a t e s Gese tzgebungswerk . 

Auf der a n d e r n Sei te ve rmi t t e l t frei l ich selbst die o f t t rockene L e k -
t ü r e der Ü b e r t r e t u n g s t a t b e s t ä n d e im III . Buch gelegentl ich Einblicke k u l -
turgeschicht l icher Ar t , die in m e r k w ü r d i g e m Gegensa tz zu de r be ton ten 
„Modern i tä t " a n d e r e r Gesetzess te l len s t ehen : So, w e n n e twa Ar t . 571 in 
Ziff. 14 die „ H e x e n k u n s t " u n d in Ziff. 15 öf fent l iche Conga tänze oder a n -
de re V e r a n s t a l t u n g e n „af r ikan ischen C h a r a k t e r s " v e r b i e t e t . . 

Der oben ge tade l te „au to r i t ä re" C h a r a k t e r des Gesetzes — in dem z. B. 
auch ein „ K a n z e l p a r a g r a p h " (Art. 217) nicht feh l t ! — w i r d versch ieden t -
lich durch s t renge, m i t S t r a f d r o h u n g e n ausges ta t t e t e Verbote ausgegl i -
chen, die Grundrechte der Bürger zu mißachten (vgl. u. a. Ar t . 181, 201, 202 ff., 
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209, 210 ff., 402). Bemerkenswer t ist in diesem Zusammenhang , daß auch 
das Recht auf unges tör te Be ru f sausübung in Industr ie , Landwir t schaf t 
und Handel im R a h m e n der Sozialverfassung s trafrecht l ich geschützt ist 
(Art. 264 ff.). 

Systematisch u n d sachlich k a n n der VI. Titel besonderes Interesse be -
anspruchen. Unter dem Oberbegriff „Straftaten gegen die Rechtspflege" sind 
dor t so heterogene Del ik tsgruppen wie falsche Anschuldigung und Mein-
eid, uner laub te Selbsthilfe, Par te ibegüns t igung (einschl. Rechtsbeugung), 
Bestechung, Pfl ichtwidrigkei ten im Strafvol lzug, Selbs tbefre iung von Ge-
fangenen, Pe rsonen- u n d Sachhehlerei u. a. m. zusammengefaß t . 

Viele Einzelbes t immungen aus diesem Absatz sind nähe re r Bet rach-
tung wer t . Kriminalpoli t isch erwägenswer te , zum Teil aber auch abwegige 
Gedanken en tha l ten e twa die Art ikel 278 (Beschaffung falscher Zeugen); 
Ar t . 282 (Rücktri t t vom vol lendeten Eidesdelikt); Ar t . 286 (Mißbrauch der 
weniger s t rengen Beweisregeln im summarischen Ver fahren) ; Ar t . 290 
(Vorspiegelung s t r a f b a r e r Hand lungen ohne Beschuldigung einer be -
s t immten Person); Art . 293 ff. (Erlaß „offensichtlich ungerechter" r ichter -
licher Entscheidungen zum Nachteil oder Vorteil eines Angeklagten; — 
diese Vorschrif ten d ü r f t e n k a u m nachahmenswer t sein; sie zeigen, we l -
chen Gefah ren die richterliche Unabhängigke i t durch den Gesetzgeber 
ausgesetzt we rden kann)20); Ar t . 301 (s t ra fwürdige Nachlässigkeit des 
Anwaltes) ; Art . 323 ff. (Verstöße gegen die Obhutspfl icht bei S t r a f g e f a n -
genen, die gelegentlich [Art. 326] als so schwerwiegend angesehen w e r -
den, daß Mi t tä te rschaf t der Aufsichtsperson bei Verbrechen zum Nach-
teil des Häf t l ings f ingiert wird!); Ar t . 332 ff. (Selbstbefreiung von G e f a n -
genen — ein Tatbes tand, dessen Poenal is ierung immer sehr ums t r i t t en 
sein wird!). 

In dem die Urkundenfälschung behande lnden Kapi te l ist bemerkenswer -
terweise ein Abschnit t aufgenommen, in dem ausnahmsweise auch die 
„schriftliche Lüge" mi t S t r a fe bedroh t wird , d a n n nämlich, w e n n ein 
Arz t wissentlich ein falsches At tes t ausstell t , z. B. u m jemanden von 
e inem öffent l ichen Dienst zu bef re ien (Art. 373). Als besonders schwerer 
Unte r fa l l dieses Ta tbes tandes wi rd mi t Recht die Ausstel lung einer in-
haltl ich falschen ärztl ichen Bescheinigung gewertet , die zur Einweisung 
in eine Hei l - und Pf legeansta l t g e f ü h r t hat . — Als ärztliches Sonderdelikt 
ist f e rner die Behandlungsverweigerung in dr ingenden Fäl len ausgesta l -
te t (Art. 407). 

Das Bestreben, die Amtssphäre re in zu erhal ten, ha t t e die Normierung 
einer k a u m zu überschauenden Vielzahl von echten und unechten Amts-
delikten zur Folge, die übe r den Besonderen Teil ve r s t reu t sind. Auffä l l ig 
ist, daß einzelnen Beamten sogar nähe r bezeichnete wir tschaft l iche Tä t ig -
kei ten bei S t r a fe verboten sind (Art. 430). 

V o n d e n Verbrechen gegen das Leben und die Gesundheit, d ie e r s t i m 
IX. Titel behande l t werden , ist zunächst die Regelung der Beihi lfe zum 
Selbstmord (Art. 437) e rwähnenswer t ; f e rne r die Abgrenzung der s t r a f -
ba r en Abtreibung. Art . 443 zähl t die medizinische, die kr iminogene und 
die eugenische Indikat ion als Recht fer t igungsgründe auf ; die soziale I n -
dikat ion ist nicht ane rkann t . — Die Körperverletzungsdelikte Sind we i t -
gehend erfolgsqualifiziert (Art. 445 ff.), — eine Regelung, die weder mit 

ä0) Vgl. auch die Poenalisierung von richterlichen Zuständigkeitsüberschreitungen 
in Art. 416, die nicht minder bedenklich ist! 
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